
ARTIKEL 29 - DATENSCHUTZGRUPPE

Die Datenschutzgruppe wurde durch Artikel 29 Richtlinie 95/46/EG eingesetzt. Sie ist das unabhängige EU-Beratungsgremium in
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BESCHLUSS

über die Teilnahme von Vertretern der Kontrollstellen in den Beitrittsländern an
Sitzungen der Artikel 29-Datenschutzgruppe

DIE GRUPPE FÜR DEN SCHUTZ VON PERSONEN BEI DER VERARBEITUNG
PERSONENBEZOGENER DATEN -

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr1, insbesondere auf Artikel 29
und 30 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 3,
gestützt auf die Geschäftsordnung der Gruppe2, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 1,
in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erweiterung der Europäischen Union ist eines der ehrgeizigsten Projekte in
ihrer Geschichte. Die Vision einer Union, die sich über den ganzen Kontinent
erstreckt, ist mit dem Vertrag von Nizza in greifbare Nähe gerückt. In dem
Vertrag wurden die institutionellen Änderungen festgeschrieben, die notwendig
sind, damit die Union ab Ende des Jahres 2002 die Beitrittsländer aufnehmen
kann, die beitrittsbereit sind. Der Erweiterungsprozess betrifft derzeit 13 Länder:
Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, die Slowakische
Republik, Slowenien, die Tschechische Republik, die Türkei, Ungarn und Zypern.

(2) Im Rahmen ihrer Erweiterungsstrategie führt die Gemeinschaft zum einen
Beitrittsverhandlungen mit dem Ziel, dass der gemeinschaftliche Besitzstand -
einschließlich der Richtlinie 95/46/EG - mit dem Beitritt angewendet wird, und
verfolgt eine intensive Heranführungsstrategie, mit der sichergestellt werden soll,
dass die Beitrittsländer einen möglichst großen Teil des Besitzstandes noch vor
dem Beitritt übernehmen. Ein wesentliches Ziel der Heranführungsstrategie
besteht darin, die Beitrittsländer durch Beteiligung an
Gemeinschaftsprogrammen3 mit den Politiken und Verfahren der Union vertraut
zu machen. Dieses Ziel wurde auf dem Europäischen Rat in Luxemburg im
Dezember 19974 bestätigt und in einer Mitteilung der Kommission an den Rat
über die Teilnahme der Beitrittsländer an den Programmen, Agenturen und
Ausschüssen der Gemeinschaft5 näher erläutert. In dieser Mitteilung vertritt die
Kommission zwar die Auffassung, dass Länder, die noch keine Mitglieder der
Europäischen Union sind, auch nicht am Entscheidungsprozess teilnehmen
sollten; sie unterstreicht aber, dass es im Interesse der Europäischen Union liege,
die Beitrittsländer an den Verfahren zu beteiligen, in denen der Besitzstand
entwickelt wird, um sicherzustellen, dass die Rechtsvorschriften in diesen

                                                
1 ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31, abrufbar unter:
               http://europa.eu.int/comm/privacy
2 Angenommen von der Artikel-29-Datenschutzgruppe auf ihrer dritten Sitzung am 11.9.1996.
3 Mitteilung der Kommission an den Rat vom 15. Juli 1997 „ Agenda 2000: Eine stärkere und

erweiterte Union“ , KOM(97) 2000
4 Europäischer Rat in Luxemburg, 12. und 13. Dezember 1997, Schlussfolgerungen des Vorsitzes,

Ziffer 20
5 Mitteilung der Kommission an den Rat vom 20. Dezember 1999 über die Teilnahme der

Beitrittsländer an den Programmen, Agenturen und Ausschüssen der Gemeinschaft, KOM(99)
710
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Ländern wirksamer angewendet werden, und um diese Länder mit den
Gemeinschaftsverfahren vertraut zu machen. Die Datenschutzgruppe teilt die
Auffassung der Kommission.

(3) Die Artikel 29-Datenschutzgruppe hat beratende Funktion und handelt
unabhängig. Ihre Aufgabe besteht u. a. darin, alle Fragen zu prüfen, die mit der
Anwendung innerstaatlicher Maßnahmen gemäß der Richtlinie 95/46/EG zu tun
haben, um dazu beizutragen, dass diese Maßnahmen einheitlich angewendet
werden. In diesem Zusammenhang wäre es für die Erreichung des beschriebenen
Zieles u. a. sehr sinnvoll, wenn Vertreter der Beitrittsländer als Beobachter die
Diskussionen in der Gruppe verfolgen könnten.

(4) Die Artikel 29-Datenschutzgruppe setzt sich wie folgt zusammen: jeweils ein
Vertreter der von den Mitgliedstaaten benannten Kontrollstellen, ein Vertreter der
Stelle beziehungsweise Stellen, die für die Institutionen und Organe der
Gemeinschaft eingerichtet sind sowie ein Vertreter der Kommission.
Dementsprechend sollten auch nur die Beitrittsländer an Sitzungen der Artikel 29-
Datenschutzgruppe teilnehmen, in denen es eine Kontrollstelle gibt, die die
Anwendung von Datenschutzvorschriften überwacht.

(5) Die Vertreter der Kontrollstellen der Beitrittsländer sollten die Möglichkeit
haben, sich mit Anmerkungen oder Fragen an den Diskussionen zu beteiligen,
sollten aber nicht an Abstimmungen teilnehmen. Sie haben sich gegebenenfalls an
die Verpflichtungen gemäß der Geschäftsordnung der Datenschutzgruppe zu
halten, insbesondere Artikel 11.

(6) Die erforderlichen Vorkehrungen, um sicherzustellen, dass die
Datenschutzgruppe ihren Pflichten weiterhin effizient nachkommt, müssen
getroffen werden. Es ist daher sehr wichtig, dass der Vorsitzende bestimmen
kann, bei welchen Tagesordnungspunkten Beobachter aus den Beitrittsländern
teilnehmen dürfen.

(7) Die personellen und finanziellen Ressourcen der Kontrollstellen der
Mitgliedstaaten und der Kommission für die Teilnahme und die Organisation der
Sitzungen sind begrenzt. Die Beteiligung der Vertreter aus den Beitrittsländern
muss so geregelt werden, dass diese Ressourcen davon nicht betroffen sind und
die Gruppe ihre Arbeit wie bisher weiterführen kann.

(8) Die Beitrittsverhandlungen und insbesondere die Überprüfung der
Rechtsvorschriften in den Beitrittsländern durch die Kommission bleiben von der
Teilnahme der Vertreter aus den Beitrittsländern an den Sitzungen der Gruppe
unberührt -

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Vorsitzende der Artikel-29-Datenschutzgruppe kann Vertreter der Kontrollstellen
der 13 Beitrittskandidaten für eine Mitgliedschaft in der Europäischen Union einladen, an
den Sitzungen der Gruppe teilzunehmen. Die entsprechenden Vorkehrungen trifft das
Sekretariat.
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Artikel 2

Die Vertreter der Kontrollstellen der Beitrittsländer nehmen als Beobachter an den
Sitzungen der Gruppe teil. Sie können sich an den Diskussionen der Gruppe beteiligen,
dürfen aber nicht an Abstimmungen teilnehmen.

Artikel 3

Bei der Annahme des Tagesordnungsentwurfs gibt der Vorsitzende der Gruppe an, bei
welchen Punkten Vertreter der Kontrollstellen der Beitrittsländer anwesend sein dürfen.
Brüssel, den 13. Dezember 2001

Im Namen der Datenschutzgruppe
Der Vorsitzende
Stefano RODOTA


